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Aktenzeichen: 6 AZR 515/89 

4 Bundesarbeitsgericht 6. Senat

I. Arbeitsgericht 
Düsseldorf

II. Landesarbeitsgericht Düsseldorf

Urteil vom 07. November 1991
- 6 AZR 515/89 -
Teilurteil vom 17. März 1989
- 10 Ca 6034/88 -
Urteil vom 01. September 1989- 2 (3) Sa 540/89 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

EntscheidungsStichwort:
Arzt-Krankenhaus-Vertrag, Klinikfondsvereinbarung

Gesetz: BGB §§ 611, 157, 133, 242; Berufsgenossenschafts-Angestell- 
tentarifvertrag (BG-AT) vom 25. November 1961 §§ 3 und 11; 
Bundesnebentätigkeitsverordnung § 12
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6 ÄZR 515/89
2 (3) Sa 540/89 Düsseldorf

Verkündet am 
7. November 1991

Im Warnen des Volkes!
U r t e i l

Klapp,RegierungsSekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP-
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 7. November 1991 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Peifer, die Richter Prof. Dr. Jobs und 
Dr. Armbrüster sowie die ehrenamtlichen Richter Femppel und 
Möller-Lücking für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom
1. September 1989 - 2 (3) Sa 540/89 - wird zu­
rückgewiesen.

2. Die Beklagten haben die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Höhe des 
den Anteils an den Einnahmen des Klinikfonds 
schaftlichen Unfallklinik D ,
klagten sind.

dem Kläger zustehen­
der Berufsgenossen- 
deren Träger die Be-

3
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Der Kläger hat im Jahre 1980 mit der Beklagten zu 1) einen 
Arbeitsvertrag geschlossen. Danach galt der Berufsgenossen- 
schafts-Angestelltentarifvertrag vom 25. November 1961 (BG-AT),

Mit Wirkung vom 1. Januar 1984 wurde der Kläger aufgrund 
eines zwischen ihm und der Beklagten zu 1) geschlossenen Vertra­
ges zum Chefarzt der Berufsgenossenschaftlichen Unfallklinik 
D bestellt. In diesem Vertrag ist u.a. folgendes
geregelt:

" § 1

(3) Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich im übri­
gen nach dem mit der Maschinenbau- und 
Kleineisenindustrie-Berufsgenossenschaft 
abgeschlossenen Arbeitsvertrag.

§ 5
(1) Der Chefarzt ist im Rahmen der genehmigten 

Nebentätigkeit verpflichtet, an ihn gerich­
tete Gutachten seines Fachbereichs für die 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
- hierzu gehören nicht Gutachten für die 
Träger-Berufsgenossenschaften, die im Haupt­
amt zu erstatten sind - und die Gerichte der 
Sozialgerichtsbarkeit zu erstatten. Gutach­
ten für andere Stellen dürfen erstattet wer­
den; die Maschinenbau- und Kleineisenindu- 
strie-Berufsgenossenschaft behält sich je­
doch vor, erforderlichenfalls die Anzahl zu 
begrenzen.

(2) Der Chefarzt ist berechtigt, konsiliarisch 
tätig zu werden. Es darf sich dabei - abge­
sehen von Ausnahmen, die von der Maschinen­
bau- und Kleineisenindustrie-Berufsgenossen­
schaft gebilligt sind - nur um eine gele­
gentliche, nicht regelmäßig wiederkehrende 
ärztliche Tätigkeit handeln.
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(4) Der Chefarzt ist berechtigt, Selbstzahler im 
Rahmen seines fachlichen Zuständigkeitsbe- 
reiches ambulant und stationär zu behandeln.

(5) Darüber hinaus sind Nebentätigkeiten dem 
Chefarzt nur mit ausdrücklicher Zustimmung 
der Maschinenbau- und Kleineisenindustrie- 
Berufsgenossenschaft erlaubt. Die Ausübung 
einer wissenschaftlichen und Vortragstätig­
keit hingegen ist gestattet ...

(9) Die Maschinenbau- und Kleineisenindustrie- 
Berufsgenossenschaft stellt dem Chefarzt die 
zur Durchführung der Sonder- und Nebentätig­
keiten erforderlichen Räume und Einrichtun­
gen sowie das notwendige Personal zur Verfü­
gung.

§ 6
(1) Die Maschinenbau- und Kleineisenindustrie- 

Berufsgenossenschaft überträgt dem Chefarzt 
unter Beachtung des für die Unfallklinik 
bestehenden Behandlungskostentarifs (statio­
näre ärztliche Behandlung von Selbstzahlern, 
Arztkostenabschlag) das Liquidationsrecht 
für
1. Gutachtenerstellung (§ 5 Abs. 1),
2. Konsiliararzttätigkeit (§ 5 Abs. 2),
3. ambulante und stationäre Behandlung von 

Selbstzahlern (§ 5 Abs. 4).
(2) Alle hieraus resultierenden Einnahmen werden 

einem Klinikfonds zugeführt. Ihre Verteilung 
sowie die Abgabepflicht für Leistungen gern.
§ 5 Abs. 9 erfolgen entsprechend der Verein­
barung über den Klinikfonds, die in ihrer 
jeweiligen Fassung Bestandteil dieses Ver­
trages ist.

(3) Einnahmen aus der Konsiliararzttätigkeit 
verbleiben dem Chefarzt in voller Höhe.

§ 10
(1) Dieser Vertrag ist Änderungen gesetzlicher 

Vorschriften sowie der wissenschaftlichen 
und gesellschaftlichen Entwicklung anzupas­
sen, insbesondere soweit diese Ärzteschaft 
und Krankenhauswesen betreffen. Dabei sind
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die berechtigten Interessen der Beteiligten 
zu berücksichtigen.

(2) Sofern eine Einigung über eine Anpassung und 
deren Voraussetzungen - dies gilt auch im 
Falle des § 9 dieses Vertrages - nicht zu­
stande kommt, kann dieser Vertrag mit einer 
Frist von 6 Monaten zum Ende des Kalender­
jahres gekündigt werden. Die Kündigung un­
terliegt der richterlichen Nachprüfung."

Die in § 6 Abs. 2 Satz 2 in Bezug genommene Vereinbarung 
über die Einrichtung des Klinikfonds in der Fassung vom 24. Juni 
1976 regelt u.a.:

1. An der Berufsgenossenschaftlichen Un­
fallklinik D wird ein
Klinikfonds gebildet. Nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen leiten die Klinik 
und alle bei ihr angestellten liquida­
tionsberechtigten Ärzte einen Teil ihrer 
Einnahmen in diesen Fonds und werden die 
Mittel des Klinikfonds an alle ange­
stellten Ärzte verteilt.

2. Vertragspartner sind neben den Träger-Be- 
rufsgenossenschaften der Ärztliche Direk­
tor und alle sonstigen liquidationsbe­
rechtigten Ärzte der Berufsgenossen­
schaftlichen Unfallklinik D

; auch die übrigen angestellten 
Ärzte der Klinik erhalten aus der Verein­
barung Rechtsansprüche gegenüber dem Trä­
ger des Klinikfonds zugestanden. ...

3. Die technische Durchführung der Vereinba­
rung über den Klinikfonds sowie die Ab­
rechnungsmodalitäten werden gesondert ge­
regelt.

III. Verteilung der Einnahmen des Klinikfonds
1. Die Verteilung der Einnahmen des Klinik­

fonds erfolgt nach Punkten und wird je­
weils nach Ablauf eines AbrechnungsZeit­
raumes (Kalenderjahres) endgültig von 
einem Gremium vorgenommen, dessen Zusam­
mensetzung in der Regelung über die tech­
nische Durchführung der Vereinbarung 
niedergelegt ist. An den Einnahmen werden
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alle im Hause angestellten Ärzte gemäß 
III. 2.) quotenmäßig beteiligt; der 
Punktwert errechnet sich dabei nach dem 
Bestand des Klinikfonds und der Summe der 
darauf gerichteten Gesamtpunktzahl nach 
III. 2.).

V. Inkrafttreten und Überprüfung der Vereinba­rung
Die Vereinbarung kann überprüft werden, so­
fern dies von einer der Träger-Berufsgenos­
senschaften oder mindestens 2 liquidations­
berechtigten Ärzte gewünscht wird.
Eine Änderung kann ur mit Wirkung vom 1.7. 
eines jeden Jahres rfolgen; der entspre­
chende begründete Äntrag muß bis zum 31.3. 
des betreffenden Jahres gestellt werden.
Sofern die Prüfung ergibt, daß die Vereinba­
rung den jeweiligen Erfordernissen und Be­
langen der Klinik oder der Ärzteschaft nicht 
mehr entspricht, trifft das nach III. 1.) zu 
bildende Gremium Änderungen bzw. Ergänzun­
gen, die mit der Genehmigung durch die Vor­
stände der beiden Träger-BGen wirksam wer­
den ."

In Abschnitt II der Klinikfondsvereinbarung wird im einzel­
nen die prozentuale Aufteilung der Einnahmen aus ärztlicher Tä­
tigkeit geregelt. In Abschnitt III 2 ist die Verteilung der Ein­
nahmen nach einem Punkteschlüssel vereinbart und in Abschnitt IV
sind sodann Progressionsgrenzen der Abgabepflicht festgelegt.

Eine Regelung über die technische Durchführung der Klinik­
fondsvereinbarung existiert nicht. Die Zusammensetzung des zu
bildenden Gremiums ist dementsprechend nicht ausdrücklich gere­
gelt worden.

Wegen der Änderung der Bundesnebentätigkeitsverordnung vom
1. Januar 1988 und auf Hinweis des Bundesversicherungsamtes als
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Aufsichtsbehörde der Berufsgenossenschaften strebten die Beklag­
ten eine Neuregelung der Klinikfondsvereinbarung hinsichtlich der 
an die Klinik abzuführenden Abgaben an. Mit Schreiben vom 19. Ok­
tober 1987 wurde durch die Beklagten unter Bezugnahme auf Ziff. V 
der Klinikfondsvereinbarung deren Überprüfung und Änderung zum 
1. Juli 1988 beantragt. Dies führte zur Besprechung vom 23. Juni 
1988 zwischen Vertretern der Beklagten und dem Kläger sowie drei 
weiteren Chefärzten. Die Beklagten erstellten ein Protokoll, das 
von den Chefärzten nicht unterschrieben wurde. In dem Protokoll 
ist u.a. vermerkt:

"Er {Herr Direktor K ) macht deutlich, daß die 
aufgrund der beantragten Überprüfung des Klinik­
fonds vorgesehenen Änderungen, soweit es sich um 
die Abgaben an die Träger-Berufsgenossenschaften 
handle, durch die Bestimmungen der Bundesnebentä- 
tigkeitsverordnung ersetzt worden seien, da hier­
durch die Abgaben an den Dienstherrn geregelt 
würden. Das den Beteiligten über den Ärztlichen 
Direktor in Kopie ausgehändigte, die Ausführungs­
bestimmungen zu § 12 Abs. 2 BNV beinhaltende 
Schreiben des Bundesversicherungsamtes bilde die 
Grundlage für das heutige Gespräch. Da es sich 
hierbei jedoch um geltendes Recht handle, gebe es 
keine Verhandlungsmöglichkeit.
Die Hauptgeschäftsführer nehmen zu Einzelfragen 
Stellung, insbesondere erläutern sie die Verein­
barkeit der Bunde snebentätigke i t sve rordnung mit 
den individuellen Chefarztverträgen. ...
Die anwesenden Beteiligten des ärztlichen Dien­
stes akzeptieren in Erfüllung ihrer gesetzlichen 
Pflichten die vom Bundesversicherungsamt mitge­
teilte Abgabenregelung und erklären sich mit Wir­
kung zum 01.07.1980 mit einer um 25 % (der Chef­
arzt für Anaesthesia mit 30 %) verringerten Ab­
schlagzahlung einverstanden. Als Vertragspartner 
werden sie dies der PVS {Privatärztliche Verrech­
nungsstelle) mitteilen, erbitten sich jedoch eine 
Frist bis Montag, den 27.06.1988. Der zusätzliche 
Einbehalt fließt bis zur endgültigen Abrechnung 
als a-conto-Zahlung den Trägern bzw. der Klinik 
zu. ...
Auf Befragen geben die Hauptgeschäftsführer dar­
über Auskunft, daß das gemäß Ziffer III Abs. 1
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der Vereinbarung über einen Klinikfonds in der 
Fassung vom 24.06.1976 zu bildende Gremium aus 
den beiden Hauptgeschäftsführern der beiden 
Träger-Berufsgenossenschaften und dem Ärztlichen 
Direktor der Klinik besteht. ... Dieses Gremium, 
das in der Vergangenheit bei anstehenden Ent­
scheidungen, insbesondere hinsichtlich der Ver­
teilung der Einnahmen des Klinikfonds stets tätig 
geworden ist, wurde in seiner Rechtmäßigkeit 
durch die Klinik-Ausschüsse bestätigt. Es seien 
in der Vergangenheit niemals Einwendungen gegen 
die Tätigkeit dieses Gremiums geltend gemacht 
worden, das aufgrund der Ziffer V des Poolvertra­
ges zugleich Entscheidungsgremium sei. Hiergegen 
erheben die anwesenden Ärzte Einwendungen. ..."

Mit Schreiben vom 27. Juni 1988 bestätigte der Kläger den 
Hauptgeschäftsführern der Beklagten, er werde die PVS anweisen, 
mit Wirkung vom 1. Juli 1988 die AbschlagsZahlungen um 25 % zu­
gunsten der Klinik als Akontozahlungen zu erhöhen. Dies geschehe 
für die nach dem 1. Juli 1988 erbrachten Leistungen allerdings 
unter dem Vorbehalt des V/iderrufs, da eine rechtliche Prüfung des 
Änderungswunsches innerhalb der vorgegebenen Frist nicht möglich 
gewesen sei sowie dem Vorbehalt, daß die Änderung nicht sozial 
ungerechtfertigt ist.

Ebenfalls mit Schreiben vom 27. Juni 1988 baten der Kläger 
und die drei weiteren Chefärzte, eine von ihnen formulierte Er­
gänzung zum Protokoll zu nehmen. Dort heißt es u.a.:

"Herr Dr. G bemerkt, daß das zu führende Ge­
spräch bei fehlender Vorbereitungsmöglichkeit nur 
informativen Charakter haben kann und daß damit 
den getroffenen Äußerungen kein Rechtscharakter 
zukommt. Dem wird durch die Hauptgeschäftsführer 
zugestimmt.
Die Chefärzte nehmen in Erfüllung ihrer gesetzli­
chen Pflichten die vom Bundesversicherungsamt 
mitgeteilte Abgabenregelung zur Kenntnis. Sie 
bitten um eine angemessene Prüffrist. Hierzu er­
klären die Hauptgeschäftsführer, daß diese aus 
Fristgründen nicht zugebilligt werden könne. Die

9
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9

Hauptgeschäftsführer begrenzen die Frist auf Mon­
tag, den 27.06.1988, 12.00 Uhr. Bis dahin soll 
eine schriftliche Einverständniserklärung abgege­
ben werden, damit die erhöhten Abgabenzahlungen bis zu einer endgültigen Regelung als ä-conto- 
Zahlung der Klinik zufließen können. Bei Nicht­
abgabe der Einverständniserklärung müsse den an- 
gestellten Chefärzten aus Fristwahrungsgründen 
gekündigt werden. Herr Dr. H (Hauptge­
schäftsführer der Beklagten zu 2) schlägt vor, 
die Erklärung unter dem Vorbehalt der Rechtsprü­
fung abzugeben. Auf die Möglichkeit der richter­
lichen Nachprüfung wird verwiesen. ...
Zu der Auskunft der Hauptgeschäftsführer zu III 
Abs. 1 der Vereinbarung über einen Klinikfonds in 
der Fassung vom 24.06.1976 über das zu bildende 
Gremium haben die Chefärzte eine grundsätzlich 
andere Rechtsauffassung."

Mit Schreiben vom 28. Juni 1988 teilten die Beklagten den 
Chefärzten u.a. mit:

"Die uns mit obigem Schreiben gesandte Ergänzung 
zum Vermerk der Besprechung vom 23. Juni 1988 
haben wir zur Kenntnis genommen und dem Protokoll 
beigefügt. ..."

Eine weitere Änderung hinsichtlich der Einnahmen der Chef­
ärzte aus dem Klinikfonds strebten die Beklagten dadurch an, daß 
sie die Einnahmen aus der Behandlung von Kassenpatienten in der 
Poliklinik der Berufsgenossenschaftlichen Unfallklinik nicht mehr 
dem Fonds zuführten, sondern zu 100 % der Klinik zuordneten. Dies 
wurde den Chefärzten mit Schreiben vom 13. Juli 1988 durch die 
Beklagten mitgeteilt. Bis dahin waren die Chefärzte über ihre 
Anteile am Klinikfonds an den Einnahmen aus der Behandlung von 
Kassenpatienten beteiligt worden. Dies hatte sich auch nicht ge­
ändert, als im Jahr 1986 auf Antrag der Träger-Berufsgenossen­
schaften von der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein der 
Klinik selbst die Ermächtigung zur Erbringung kassenärztlicher
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Leistungen erteilt und ein sog. Institutsvertrag abgeschlossen 
worden war.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Beklagten seien 
verpflichtet, auch nach dem 30. Juni 1938 Nebentätigkeiten auf 
der Grundlage der Klinikfondsvereinbarung vom 24. Juni 1976 abzu­
rechnen und dabei auch die Einnahmen der Poliklinik aus der Be­
handlung von Kassenpatienten in dem in der Klinikfondsvereinba­
rung geregelten Umfang zu berücksichtigen. Die Bundesnebentä- 
tigkeitsverordnung finde auf sein Arbeitsverhältnis keine Anwen­
dung. Die Klinikfondsvereinbarung sei nicht wirksam geändert wor­
den. Das für eine Änderung zuständige Gremium habe sich nicht 
konstituiert. In dem Gespräch vom 23. Juni 1988 sei keine Eini­
gung über die Änderung der Fondsvereinbarung erzielt worden.

Der Kläger hat beantragt,

1. die Beklagten zu verpflichten,
a) ihm Auskunft darüber zu erteilen, in wel­

cher Höhe Einnahmen aus ärztlicher Tätig­
keit seit dem Beginn des dritten Quartals 
1988 erzielt worden sind, die in den bei 
der Berufsgenossenschaftlichen Unfallklinik 
D bestehenden Klinikfonds
aufgrund der Vereinbarung über einen 
Klinikfonds in der Fassung vom 24. Juni 
1976/9. Mai 1977 einzubringen sind, und 
welcher Anteil dem Kläger nach Maßgabe der 
"Vereinbarung über einen Klinikfonds" 
zusteht, und zwar ohne Berücksichtigung der 
Verordnung über die Nebentätigkeit der 
Bundesbeamten, Berufssoldaten und Soldaten 
auf Zeit (Bundesnebentätigkeitsverordnung- 
BNV) vom 20. November 1987, BGBl. I 
S. 2377, sowie der Ausführungsbestimmungen 
zu § 12 Abs. 2 Bundesnebsntätig- 
keitsverordnung des Bundesversicherungs­
amtes, Az.: I 3-2044-747/80,
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b) den hiernach für die Zeit ab 1. Juli 1988 
zustehenden monatlichen Betrag an ihn aus­
zuzahlen,

c) auch über den 30. Juni 1988 hinaus jeweils 
40 % der Einnahmen der Berufsgenossen­
schaftlichen Unfallklinik D

aus der ambulanten Behandlung der 
Kassenpatienten dem Klinikfonds zuzuführen;

2. festzustellen, daß die Vereinbarung über einen 
Klinikfonds in der Fassung vom 24. Juni 1976 
(unterzeichnet am 9. Mai 1977) als Bestandteil des zwischen den Beklagten und dem Kläger be­
stehenden Chefarztvertrages ohne Datum mit 
Wirkung vom 1. Januar 1984 über den 30. Juni 
1988 hinaus unverändert zu den bisher gültigen 
Bedingungen fortbesteht.

Die Beklagten haben Klageabweisung beantragt.

Sie haben die Auffassung vertreten, auf das Arbeitsverhält­
nis finde die Bundesnebentätigkeitsverordnung Anwendung, so daß 
die Verteilungsgrundsätze zu ändern seien. Jedenfalls ergebe sich 
aus dem Protokoll der Unterredung vom 23. Juni 1988, daß Einig­
keit über die neuen Abrechungsmodalitäten erzielt worden sei. Die 
Beklagten seien schließlich auch aufgrund bindender Anordnung des 
Bundesversicherungsamtes rechtlich gehindert, die Vereinbarung 
über den Klinikfonds mit dem bisherigen Inhalt fortzusetzen.

Die Änderung der Klinikfondsvereinbarung sei auch aus dem 
Gesichtspunkt des Wegfalls der Geschäftsgrundlage begründet, da 
die Nebentätigkeitsverordnung geändert worden sei. Der Fortbe­
stand der Klinikfondsvereinbarung verstoße im übrigen auch gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz, weil dadurch die angestellten 
Chefärzte gegenüber den als Dienstordnungs-Angestellte beschäf­
tigten Chefärzten begünstigt würden. Denn für die Dienstord-
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nungs-Angestellten gelte die Bundesnebentätigkeitsverordnung un­
mittelbar .

Die Beklagten haben zxvischenzeitlich am 23. Juni 1989 zum 
31. Dezember 1989 eine Änderungskündigung ausgesprochen, gegen 
die sich der Kläger erstinstanzlich erfolgreich gewehrt hat. Eine 
rechtskräftige Entscheidung in dieser Sache ist bisher nicht er­
gangen .

Das Arbeitsgericht hat durch Teilurteil den Klageanträgen 
Ziff. 1 a und c sowie 2 stattgegeben. Über den unbestimmten Zah­
lungsantrag (Ziff. 1 b) hat es noch nicht entschieden. Die gegen 
das Teilurteil eingelegte Berufung wurde vom Landesarbeitsgericht 
zurückgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Re­
vision verfolgen die Beklagten ihren Klageabweisungsantrag wei­
ter, während der Kläger um Zurückweisung der Revision bittet. Der 
Kläger hat in der Revisionsinstanz mit Zustimmung der Beklagten 
den Feststellungsantrag auf die Zeit bis zum 18. Juli 1989 be­
schränkt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Antrag auf 
Feststellung der unveränderten Weitergeltung der Klinikfondsver­
einbarung und der daraus resultierende Auskunftsanspruch über die
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Höhe der Einnahmen in diesen Fonds und die Verteilung auf die 
einzelnen Ärzte sei begründet.

Die Klinikfondsvereinbarung sei als Bestandteil des Chef­
arztvertrages nicht durch Neufassung der Bundesnebentätigkeits- 
verordnung geändert worden. Zwar gelte für den Chefarztvertrag 
durch Bezugnahme auf den vorangegangenen Dienstvertrag der BG-AT 
und damit auch die Bundesnebentätigkeitsverordnung, doch gelte 
diese Verweisung gemäß § 3 Buchst, d BG-AT nicht für Chefärzte, 
deren Arbeitsbedingungen einzelvertraglich besonders vereinbart 
worden seien. Hinsichtlich der Nebentätigkeiten seien im Chef- 
arztvertrag aber umfangreiche Regelungen getroffen worden.

Die Klinikfondsvereinbarung sei auch nicht durch ein Gremium 
gemäß V der Klinikfondsvereinbarung geändert worden. Die beiden 
Hauptgeschäftsführer der Beklagten und der Ärztliche Direktor der 
Klinik seien zur Veränderung der Klinikfondsvereinbarung unzu­
ständig. Die Entscheidung des Gremiums solle Vertragsverhandlun­
gen zwischen den Parteien der Fondsvereinbarung ersetzen. Damit 
komme der Zusammensetzung des Gremiums im Hinblick auf die Inter­
essenwahrung beider Vertragsparteien entscheidende Bedeutung zu. 
Das zur technischen und inhaltlichen Durchführung der Klinik­
fondsvereinbarung zuständige Gremium sei deswegen auf einver­
ständlicher Regelung der Vertragspartner des Klinikfonds erst 
noch zu schaffen. Es könne auch nicht davon ausgegangen werden, 
daß die Chefärzte konkludent durch die Annahme der Einnahmen aus 
dem Klinikfonds in der Vergangenheit ihre Zustimmung dazu erteilt 
haben, daß das Gremium, das die Fondseinnahmen verteilt habe, mit
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bindender Wirkung Veränderungen der Fondsvereinbarung herbeifüh­
ren könne. Die einzige Änderung der Vereinbarung sei im Jahre 
1983 nicht durch das Gremium, sondern durch Änderungsangebot der 
Beklagten und Annahme durch die Chefärzte zustandegekommen.

Die Klinikfondsvereinbarung sei auch nicht in der Sitzung 
vom 23. Juni 1988 einvernehmlich abgeändert worden. Hiergegen 
spreche, daß die Beklagten die von den Chefärzten gefertigte Er­
gänzung zum Sitzungsprotokoll ohne Einwände entgegengenommen und 
dem Protokoll beigefügt hätten.

Die Klinikfondsvereinbarung sei auch nicht durch den Wegfall 
ihrer Geschäftsgrundlage geändert worden. Sowohl die Klinikfonds­
vereinbarung als auch der Chefarztvertrag enthielten Möglichkei­
ten zur Anpassung der Nebentätigkeitsregelungen, die von den Be­
klagten nicht genutzt worden seien. Der Wegfall der Geschäfts­
grundlage ergebe sich auch nicht daraus, daß auf die Chefärzte, 
die Dienstordnungs-Angestellte sind, nunmehr andere Nebentätig­
keitsregelungen anzuwenden seien als auf den Kläger. Die Anord­
nung des Bundesversicherungsamtes führe ebenfalls nicht zum Weg­
fall der Geschäftsgrundlage. Auch der Gleichbehandlungsgrundsatz 
rechtfertige keine automatische Abänderung der Klinikfondsverein­
barung. Die Chefarztverträge seien unterschiedlich gestaltet wor­
den.

Die Beklagten seien darüber hinaus verpflichtet, den quoten­
mäßigen Anteil an der ambulanten Behandlung von Kassenpatienten, 
wie er in der Klinikfondsvereinbarung festgelegt worden sei, an
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den Klinikfonds abzuführen. Durch den Abschluß des Institutsver­
trages zwischen den Beklagten und der Kassenärztlichen Vereini­
gung sei die vertraglich vorgesehene Abgabepflicht der Beklagten 
nicht entfallen. Bei Abschluß des Institutsvertrages habe Einig­
keit darüber bestanden, daß eine Änderung in der Zuführung von 
Einnahmen an den Klinikfonds nicht eintreten werde. Dementspre­
chend seien auch nach Abschluß des Institutsvertrages zunächst 
die Einnahmen aus der kassenärztlichen Behandlung dem Klinikfonds 
zugeflossen. Die Parteien hätten damit geregelt, daß auch Einnah­
men, die aus hauptamtlicher Tätigkeit der in der Poliklinik be­
handelnden Ärzte fließen, anteilmäßig dem Klinikfonds zuzuführen 
sind.

Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts sind revisions­
rechtlich nicht zu beanstanden.

II. Der in der Revisionsinstanz zeitlich begrenzte Antrag auf 
Feststellung des unveränderten Fortbestandes der sich aus der 
Klinikfondsvereinbarung ergebenden Ansprüche des Klägers seit Be­
ginn des dritten Quartals 1988 bis zum 18. Juli 1989 ist begrün­
det.

1. Die Auslegung des Chefarztvertrages und der Klinikfondsver­
einbarung durch das Landesarbeitsgericht ist revisionsgerichtlich 
nicht zu beanstanden. Bei diesen Vereinbarungen handelt es sich 
um atypische Verträge, deren Auslegung durch den Tatrichter das 
Revisionsgericht nur dahin überprüfen kann, ob sie gegen zwingen­
de Auslegungsregeln, Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze
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verstößt oder wesentliche Umstände unberücksichtigt läßt (stän­
dige Rechtsprechung, vgl. BAGE 56, 326, 333 = AP Nr. 5 zu § 3 
BAT, m.w.N.). Solche Rechtsfehler sind nicht ersichtlich und wer­
den auch von der Revision nicht aufgezeigt.

a) Dem Landesarbeitsgericht ist darin zuzustimmen, daß durch 
die Neuregelung der Nebentätigkeitsverordnung die Nebentätig­
keitsregelungen des Chefarztvertrages und der Klinikfondsverein­
barung weder aufgehoben noch inhaltlich abgeändert worden sind.

Die Nebentätigkeitsverordnung findet als öffentlich-rechtli­
che Regelung auf das privatrechtliche Rechtsverhältnis der Par­
teien unmittelbar keine Anwendung. Sie ist auch nicht durch ver­
tragliche Bezugnahme zum Bestandteil des Chefarztvertrages ge­
worden. Zwar gelten durch Verweisung in § 1 dieses Vertrages auch 
die Bestimmungen des vorhergehenden Arbeitsvertrages und damit 
nach dessen Nr. 2 der BG-AT, der gemäß § 11 hinsichtlich der Ne­
bentätigkeiten auf die sinngemäße Anwendung der Regelungen für 
DO-Angestellte und damit auch auf die Nebentätigkeitsverordnung 
verweist. Doch werden Chefärzte gemäß § 3 Buchst, d BG-AT von 
dessen Geltungsbereich ausgenommen, wenn und soweit ihre Ar­
beitsbedingungen einzelvertraglich besonders vereinbart sind. Das 
Landesarbeitsgericht hat zutreffend angenommen, daß diese Voraus­
setzungen im vorliegenden Fall durch die Regelungen in §§ 5 und 6 
des Chefarztvertrages einschließlich der in § 6 Abs. 2 Satz 2 in 
Bezug genommenen Klinikfondsvereinbarung erfüllt sind.

Entgegen der Auffassung der Revision zwingt auch nicht die 
Rechtsstellung der Beklagten als Körperschaft des öffentlichen
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Rechts zu einer anderen Würdigung der vom Landesarbeitsgericht 
vorgenommenen Vertragsauslegung. Auch ein öffentlicher Arbeitge­
ber kann eine einmal getroffene vertragliche Nebentätigkeitsrege­
lung nur mit vertraglichen oder gesetzlich vorgesehenen Ände­
rungsregeln beseitigen. Unter Berücksichtigung der vertraglichen 
Anpassungsregelungen in § 10 des Chefarztvertrages und des Ab­
schnitts V der Klinikfondsvereinbarung ist daher die vom Landes­
arbeitsgericht getroffene Auslegung möglich und damit rechtlich 
vertretbar.

Entgegen der Ansicht der Revision führt auch die an die Be­
klagten ergangene Anweisung des Bundesversieherungsamtes, die 
vertraglichen Nebentätigkeitsregelungen entsprechend der Bundes- 
nebentätigkeitsverordnung neu zu fassen, nicht zu einer automa­
tischen Veränderung des Chefarztvertrages. Die Beklagten können 
den Ausführungsbestimmungen des Bundesversicherungsamtes nur 
durch Benutzung der aufgezeigten Gestaltungsmittel Rechnung tra­
gen.

b) Das Landesarbeitsgericht hat auch rechtlich zutreffend ange­
nommen, daß die KlinikfondsVereinbarung nicht durch das in Ab­
schnitt V Abs. 3 der Vereinbarung vorgesehene Gremium geändert 
worden ist. Das von den Beklagten eingesetzte Gremium entspricht 
nicht dem nach Abschnitt III Abs. 1 der Klinikfondsvereinbarung 
in der "Regelung über die technische Durchführung der Vereinba­
rung" und damit einvernehmlich zu schaffenden Gremium. Wenn das 
Landesarbeitsgericht in der in den vergangenen Jahren erfolgten 
Verteilung der Einnahmen durch das eingesetzte Gremium und die 
unbeanstandete Entgegennahme des Geldes durch den Kläger keine
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konkludente Einigung über eine verbindliche Zuständigkeit dieses 
Gremiums zur Änderung der Klinikfondsvereinbarung gesehen hat, so 
ist diese Auslegung des beiderseitigen Handelns rechtlich nicht 
zu beanstanden. Im Hinblick auf die Interessen beider Vertrags­
parteien kann daraus, daß der Kläger die Einnahmenverteilung 
durch das unzuständige Gremium hingenommen hat, nicht geschlossen 
werden, daß er darüber hinaus auch auf die Vertragsregelungen 
über die Abänderung der Klinikfondsvereinbarung verzichtet hat. 
Dazu hätte es weiterer, hier nicht ersichtlicher Anhaltspunkte 
bedurft.

c) Auch die Annahme des Landesarbeitsgerichts, die Parteien 
hätten anläßlich der Unterredung vom 23. Juni 1988 die Klinik­
fondsvereinbarung nicht einvernehmlich abgeändert und neu gere­
gelt, ist bei dem vorgegebenen eingeschränkten Überprüfungsmaß­
stab durch das Revisionsgericht nicht zu beanstanden.

Das Landesarbeitsgericht hat in dem von den Beklagten gefer­
tigten Protokoll, dessen inhaltliche Richtigkeit unterstellt, 
eine Vertragsänderung gesehen. Durch die widerspruchslose Hinnah­
me der später erfolgten Protokollergänzung durch die Chefärzte 
sei eine Einigung jedoch bestritten worden. Die Auslegung beider 
Parteierklärungen dahingehend, daß keine Einigung bei der Unter­
redung zustande gekommen ist, ist rechtlich möglich. Die von den 
Chefärzten gefertigte Protokollergänzung enthält die Feststel­
lung, daß die Unterredung nur informativen Charakter gehabt habe 
und den abgegebenen Erklärungen demzufolge keine rechtliche Be­
deutung zukommt. Angesichts der Widersprüchlichkeit beider Erklä­
rungen und mangels weiterer konkreter Einzelheiten über den In-
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halt der behaupteten Einigung konnte das Landesarbeitsgericht bei 
dieser Sachlage eine einvernehraliche Änderung der Klinikfondsver­
einbarung verneinen.

Entgegen der Auffassung der Revision kann auch aus dem Ant­
wortschreiben der Beklagten zu dem Ergänzungsprotokoll keine ein­
vernehmliche Abänderung der Klinikfondsvereinbarung hergeleitet 
werden. Die widerspruchslose Kinnahme der Erklärung der Beklagten 
"wie besprochen, werden wir hiernach mit Wirkung vom 1. Juli 1988 
verfahren" stellt kein rechtserhebliches Verhalten dar. Das 
Schweigen des Klägers ist bei der aufgezeigten streitigen Sachla­
ge nicht als Willenserklärung anzusehen.

d) Rechtlich zutreffend ist das Landesarbeitsgericht auch davon 
ausgegangen, daß durch die Bundesnebentätigkeitsverordnung nicht 
die Geschäftsgrundlage für die Klinikfondsvereinbarung weggefal­
len ist. Beim Vorliegen vertraglicher Anpassungsregelungen schei­
det eine Vertragsanpassung nach den Regeln über den Wegfall der 
Geschäftsgrundlage aus (vgl. BAG Urteil vom 25. Juli 1990 - 5 AZR 
394/89 - EzA § 611 BGB Krankenhausarzt Nr. 3, zu II 2 a der Grün­
de) . Im vorliegenden Fall enthalten j edoch sowohl § 10 des Chef­
arztvertrages als auch Abschnitt V der Klinikfondsvereinbarung 
vertragliche Regelungen, die sicherstellen, daß die Klinikfonds­
vereinbarung geänderten Umständen angepaßt werden kann.

Zu Unrecht meint die Revision, die vertraglichen Anpassungs- 
klauseln führten im Ergebnis dazu, daß die Klinikfondsvereinba­
rung in absehbarer Zeit nicht zu Lasten des Klägers geändert wer­
den konnte. Die Beklagten haben zwischenzeitlich von der in § 10
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des Chefarztvertrages vorgesehenen Möglichkeit der Änderungskün­
digung Gebrauch gemacht.

e) Die unterschiedliche Verteilung der Fondseinnahmen an ange- 
stellte Chefärzte und an Chefärzte, die in einem Dienstordnungs­
verhältnis stehen, verstößt nicht gegen den Gleichbehandlungs­
grundsatz. Beide Arbeitnehmergruppen sind nicht vergleichbar, da 
unterschiedliche rechtliche Beziehungen zur Beklagten bestehen. 
Eine Ungleichbehandlung zwischen Angestellten, Dienstordnungs-An­
gestellten und Beamten ist aufgrund des unterschiedlichen Status 
zulässig.

2. Der Kläger kann weiterhin verlangen, daß, wie in der Klinik­
fondsvereinbarung vorgesehen, 40 % der Einnahmen der Berufsgenos­
senschaftlichen Unfallklinik aus der ambulanten Behandlung der 
Kassenpatienten dem Klinikfonds zugeführt werden. Das Landesar­
beitsgericht hat aus der Tatsache, daß auch nach Abschluß des In­
stitutsvertrags zunächst Einnahmen aus der kassenärztlichen Be­
handlung dem Klinikfonds zugeflossen sind, obwohl die Chefärzte 
an der Behandlung von Kassenpatienten weder vor noch nach Ab­
schluß des Institutsvertrags beteiligt waren, abgeleitet, daß 
sich die Parteien der Klinikfondsvereinbarung darüber einig wa­
ren, daß auch diese Einnahmen dem Fonds zuzuführen seien. Diese 
Auslegung ist rechtlich möglich. Sie wird auch durch die Revision 
nicht angegriffen.

3. Der Kläger hat gegenüber den Beklagten auch den durch den 
Klageantrag inhaltlich bestimmten Auskunftsanspruch. Dieser er­
gibt sich gegen die Beklagte zu 1) aus dem Chefarztvertrag und
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gegen die Beklagte zu 2) aus der Klinikfondsvereinbarung, jeweils 
aufgrund einer Nebenpflicht (§ 242 BGB).

a) Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß die 
Beklagte zu 1) über die Höhe der Anteile des Klägers am Klinik­
fonds Auskunft geben kann und der Kläger seinerseits über die 
Höhe dieser Anteile am Klinikfonds im Ungewissen ist. Als Schuld­
ner des Hauptanspruchs, nämlich des Anspruchs des Klägers auf An­
teile aus dem Klinikfonds, hat die Beklagte zu 1) als Arbeitgeber 
des Klägers dem Kläger die gewünschte Auskunft zu erteilen (vgl. 
BGHZ 56, 256, 262). Dem steht nicht entgegen, daß die Beklagte zu 
1) aus organisatorischen Gründen die Verwaltung des Klinikfonds 
dem zweiten Träger der Klinik, der Beklagten zu 2), übertragen 
hat. Wie und durch wen die im Verhältnis zum Kläger arbeitsver­
traglich verpflichtete Beklagte zu 1) die ihr obliegenden Aus­
kunftspflichten erfüllt, ist allein eine Frage der internen Ver­
waltungsorganisation. Solche organisatorischen Gegebenheiten 
entbinden die Beklagte zu 1) jedoch nicht von ihren arbeitsver­
traglichen Verpflichtungen.

b) Der Auskunftsanspruch gegenüber der Beklagten zu 2) folgt 
aus der Klinikfondsvereinbarung, die einerseits zwischen den bei­
den Beklagten als Träger der Berufsgenossenschaftlichen Unfall­
klinik und andererseits den liquidationsberechtigten Ärzten ge­
schlossen wurde. Da sich die Zahlungsansprüche gegen die Berufs­
genossenschaften als Träger des Fonds richten, sind die Berufsge­
nossenschaften als Schuldner des Hauptanspruches auch zur Aus-
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kunft über die Höhe des Anspruchs verpflichtet (vgl. BGHZ 56, 
256, 262).

Dr. Peifer Dr. Jobs Dr. Armbrüster
Femppel Möller-Lücking
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